
Enteignungsparagraf in der Asylreform

INTRO
Diese Ausgabe behandelt die
bevorstehenden Volksabstim-
mungen vom 5. Juni 2016
und ein laufendes Referen-
dum in der Schweiz. Viele
dieser Themen beschäftigen
auch die Menschen anderer
Länder, mit dem entschei-
denden Unterschied, dass
vielerorts nicht darüber ab-
gestimmt werden kann. In
Deutschland etwa gibt es kei-
ne direkte  Demokratie. Das
ist mit ein Grund, weshalb
die Menschen dort auf die
Straβe gehen um ihrem Un-
mut gegenüber Regierungs-
entscheiden Ausdruck zu ver-
leihen. Am 23.4.2016 war die
Parteivorsitzende der Alter-
native für Deutschland (AfD)
Dr. Frauke Petry bei der
Aktion für eine unabhängige
und neutrale Schweiz (AUNS)
zu Gast. In ihrem Referat be-
tonte sie, dass die AfD die
direkte Demokratie nach
Schweizer Vorbild in Deutsch-
land einführen wolle. Die
Politiker müssen zwingend
vom Souverän, also vom Volk
kontrolliert werden, da sie
jeglichen Bezug zur Realität
verloren hätten, so Petry.
Führt man sich aktuelle poli-
tische Entscheide vor Augen,
sieht man diese Aussage von
Petry bestätigt. Auch die
Artikel dieser Ausgabe über
Schweizer Abstimmungen
und des Referendums zeugen
von Entscheiden der Politik,
die meistens nicht zum Wohle
des Volkes getroffen wurden.
Darum ist es wichtig, dass
das Volk den Politikern auf
die Finger schaut und nicht
zu allem Ja und Amen sagt.
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am. Hans-Jürg Käser, Vorsteher
der kantonalen Justiz- und Poli-
zeidirektorenkonferenz, bezeich-
net die am 5. Juni 2016 zur Ab-
stimmung gelangende Asylge-
setzrevision als untauglich. Die
zwischen 2011 und 2013 ent-
wickelte Gesetzesvorlage habe
mit der heutigen Migrations-
realität nichts mehr zu tun, da
sie von jährlich 24.000 Asylgesu-
chen ausgehe. Doch waren es im
Jahr 2015 bereits 39.523 Ge-
suche, Tendenz steigend! Im ers-
ten Quartal 2016 wurden fast
doppelt so viele Gesuche gestellt,
wie im Vorjahr derselben Perio-
de. Käser ist der Meinung, dass
die Asylgesetzrevision die Pro-

bleme verschärft, da die Schweiz
für illegale Einwanderer, unter
anderem durch Bereitstellen von
Gratisanwälten, noch attraktiver
werde. Für das Hauptziel des
neuen Asylgesetzes, der Be-
schleunigung der Asylverfahren,
brauche es keine Gesetzesände-
rung. Was es brauche sei der Wil-
le der Behörden, das geltende
Gesetz und die Verschärfungen
der letzten Jahre endlich anzu-
wenden. Nach Käser geht es
beim neuen Asylgesetz vor allem
darum Land und Gebäude von
Gemeinden und Privatpersonen
zu enteignen, sowie die Mitspra-
cherechte der Bevölkerung ein-
schränken zu können. [1]

Untauglichkeit der Asylgesetzrevision

br. Am 14.6.2015 hatte das
Schweizer Stimmvolk einer Ver-
fassungsänderung zugestimmt,
die die Einführung von Gentests
an Embryonen, genannt Prä-
implantationsdiagnostik (PID),
grundsätzlich erlaubt. Das revi-
dierte Fortpflanzungsmedizinge-
setz (FMedG) regelt die konkrete
Anwendung der PID im Detail.
Es erlaubt nun Gentests und die
Selektion von Embryonen nicht
mehr nur bei einem Verdacht auf
schwere Erbkrankheiten, wovon
jährlich 50 bis 100 Paare betrof-
fen sind, sondern für alle jährlich
über 6.000 künstlichen Befruch-
tungen. So können zum Beispiel
auch Down-Syndrom-Kinder aus-
gesondert werden. Neu dürften
pro Behandlungszyklus statt jetzt
drei, zwölf Embryonen entwi-
ckelt werden. Laut der aktuells-
ten Statistik müssen im Schnitt
für ein einziges Kind, das mit-
tels PID-Verfahren geboren wird,
30 Embryonen hergestellt wer-
den. Das heiβt, dass statt 3.000
„verbrauchte“ Embryonen für
100 Paare bis zu 150.000 Embry-
onen für 6.000 Paare „geopfert“
würden. Welchem Schweizer
Bürger stellen sich bei solchen
Hintergrundinformationen nicht
die Nackenhaare? Durch ein
klares NEIN am 5. Juni 2016
kann man diesen ethischen
Dammbruch stoppen! [3]

Keine schrankenlose
Fortpflanzungsmedizin

„Sie (gemeint ist Justizministerin Simonetta Sommaruga)
reden lieber von Plangenehmigungsverfahren statt von
Enteignungen, wenn Sie den Leuten die Häuser und

die Wohnungen wegnehmen wollen…“
Roger Köppel, Weltwoche-Verleger und SVP-Nationalrat

am 26.4.2016 in der Sondersession des Nationalrates,
daraufhin verlieβ die Justizministerin den Saal.

rs. Um Asylunterkünfte zu bau-
en erlaubt das revidierte Asylge-
setz, mit dem sogenannten Plan-
genehmigungsverfahren, im Not-
fall auch Enteignungen durchzu-
setzen. Reinhard Meichtry, Ge-
schäftsführer des Oberwalliser
Hauseigentümerverbands sagt
dazu: „Das neue Plangenehmi-
gungsverfahren auf Bundesebe-
ne hebelt die Eigentumsrechte
aus.“ Für den Bau neuer Asyl-
zentren wären neu nicht mehr die
Kantone, sondern das Justiz- und
Polizeidepartement zuständig.
Und dieses könnte einen Landbe-
sitzer gegen seinen Willen enteig-
nen. Bis jetzt wird das Plangeneh-

migungsverfahren nur für wich-
tige Infrastrukturprojekte ange-
wendet wie etwa bei Bahnstre-
cken, Autobahnen oder Flug-
häfen. Dass dieser ̦Enteignungs-
paragraf̒ jetzt auch dazu benützt
werden kann, den Bau von Asyl-
zentren durchzusetzen, ist für
den Schweizerischen Hauseigen-
tümerverband (HEV) inakzepta-
bel. Für Meichtry ist das revi-
dierte Asylgesetz nur ein  Bei-
spiel für die zunehmende Macht-
ballung beim Bund. Gemeinden
und Kantone würden immer
mehr Kompetenzen verlieren
und zu Auftragsempfängern des
Bundes degradiert. [2]

Gefährliche Entwicklung
mit dem FMedG*
rs. Die globalen Trends auf
dem Gebiet der Fortpflanzungs-
medizin lassen nichts Gutes
erahnen. In Groβbritannien z.B.
hat die Behörde für menschliche
Befruchtung und Embryologie
(HFEA) bereits die gentechni-
sche Manipulation überzähliger
Embryonen gutgeheiβen.
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bra. Eine breite Allianz aus Jung-
parteien und Verbänden hat am
29.3.2016 das Referendum ge-
gen die Revision des Bundesge-
setzes, betreffend die Überwa-
chung des Post- und Fernmelde-
verkehrs (BÜPF), lanciert. Ihrer
Ansicht nach sind die im neuen
Gesetz vorgesehene Verlänge-
rung der vorbehaltlosen Vorrats-
datenspeicherung, der Einsatz
von Überwachungsprogrammen
(Staatstrojanern) auf privaten
Computern sowie weitere gravie-
rende Änderungen nicht mit
einem freiheitlichen Staat zu ver-
einbaren. Bei der BÜPF-Revisi-

on handelt es sich um eine neue
Form der staatlichen Maximalü-
berwachung jedes einzelnen Bür-
gers. Dies steht im krassen Wi-
derspruch zu Art. 13 der Bundes-
verfassung:  „Jede Person hat An-
spruch auf Achtung ihres Privat-
und Familienlebens, ihrer Woh-
nung sowie ihres Brief-, Post-
und Fernmeldeverkehrs.“
Wenn Sie also Ihre Privatsphäre
retten wollen, dann unterschrei-
ben Sie das Referendum gegen
das unverhältnismäβige Überwa-
chungsgesetz! Unterschriftenbo-
gen unter: www.stopbuepf.ch
[6]

Dazu kommt, dass die Liste mit
den erlaubten Selektionskriterien
jedes Jahr um Dutzende von Gen-
defekten erweitert wird – auch
um solche, deren Träger eine
gute Lebensqualität hätten. Mit
dem FMedG würde in der
Schweiz ein ethischer und rechts-
staatlicher Dammbruch gesche-
hen. Erstmals würde mensch-
liches Leben im Anfangsstadium
bewertbar gemacht und kommer-
zialisiert. Darum ist die Ableh-
nung des FMedG nicht nur eine
Sache der Menschenwürde, son-
dern auch eine Frage der Gerech-
tigkeit. Wer hat das Recht zu
sagen: „Weil du kein ‚Top-Em-
bryo’ bist, darfst du nicht weiter-
leben?“ Selbst Bundesrat Alain
Berset hatte noch 2014 vor den
eugenischen** Tendenzen dieses
Gesetzes gewarnt. Dem Mach-
barkeitswahn müssen klare ethi-
sche und rechtliche Grenzen ge-
setzt werden. Denn was heute
noch als Tabu gilt, wird morgen
eine Möglichkeit sein und über-
morgen als selbstverständlich pro-
pagiert werden. Deshalb NEIN
zum FMedG am 5. Juni 2016! [4]

Versammlungsfreiheit
in Gefahr

Schlusspunkt ●
Nochmals zurück auf das
eingangs erwähnte Referat
von Dr. Frauke Petry. Sinn-
gemäβ sagte sie, die Demo-
kratie in Deutschland müsse
wiederbelebt werden. Dazu
brauche es die Bürger. Mit
den aktuellen Politikern wer-
de das nicht funktionieren,
weil es vom Kreissaal über
den Hörsaal bis in den Ple-
narsaal zu viele Intellektuel-
le in der Politik habe, die nie
ordentlich gearbeitet hätten.
Das Bauchgefühl der Bür-
ger, der Arbeiter und der
Bauern sei meistens besser
und ihre Beteiligung an der
Politik das Bindeglied, das
die Gesellschaft zusammen-
halte.
Diese Tendenz, dass die Poli-
tiker völlig an den Interes-
sen der Menschen vorbei
Entscheidungen treffen, ist
allerorten zu beobachten.
Gerade deshalb braucht es
mutige Menschen wie eine
Dr. Frauke Petry und all die
Anderen, die sich mit Volks-
initiativen für unser Mitspra-
cherecht einsetzen!

*revidiertes Fortpflanzungs-
  medizingesetz
**Eugenik = Erbgesundheitslehre,
   meint, dass nur gesunde
   Menschen lebensberechtigt sind
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mab. Die Aktion für eine unab-
hängige und neutrale Schweiz
(AUNS) führt seit 1988 Ver-
sammlungen im Hotel National
in Bern durch. Am 23. April
2016 wollte sie ihre 31. Mit-
gliederversammlung auch im
Hotel National durchführen.
Als Gastreferentin war die Vorsit-
zende der Partei Alternative für
Deutschland (AfD) Dr. Frauke
Petry eingeladen. Doch der ange-
kündigte Auftritt von Frau Petry
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NEIN zur staatlichen Maximalüberwachung

EU-Mitglieder ohne Mitbestimmungsrecht!

„Europa wächst nicht aus Verträgen, es wächst
aus den Herzen seiner Bürger oder gar nicht.“

Klaus Kinkel, deutscher Politiker (FDP)

rb. Am 5.4.2016 hatten die hol-
ländischen Stimmbürger mit ei-
ner klaren Mehrheit von 61,1 %
die weitere Integration der Ukra-
ine in die EU abgelehnt. Das ist
bisher das einzige EU-Land, das
sein Volk bei dieser Frage mitent-
scheiden lieβ. Alle anderen 27
EU-Mitgliedsstaaten haben das
Ukraine-Abkommen bereits rati-
fiziert, ohne ihre Stimmbürger
mit einzubeziehen. Schon bei der
Euro-Einführung, dem Lissabon-
Vertrag, dem ESM* und aktuell
bei CETA** und TTIP** konn-
ten und können die EU-Bürger

nicht mitentscheiden. Die EU-
Führung in Brüssel befürchtet
offensichtlich, dass viele EU-
Länder zu diesen Grundsatzfra-
gen NEIN sagen würden. Wenn
in einem EU-Land doch abge-
stimmt werden konnte und dabei
nicht das gewünschte Resultat
herauskam, wurde die Abstim-
mung einfach wiederholt, so et-
wa in  Irland in den Jahren 08/09
über den Lissabon-Vertrag. Die
EU-Kommission in Brüssel kann
Bestimmungen erlassen ohne die
Mitgliedsstaaten zu befragen.
Um einen Brüsseler-Entscheid

*Europäischer Stabilitätsmechanis-
  mus, der überschuldete Mitglieds-
  staaten der Eurozone durch
  Kredite  und Bürgschaften
  unterstützen soll, um deren
  Zahlungsfähigkeit zu sichern.
**Geplante Freihandelsabkommen
  zwischen der EU und Kanada
  (CETA) und der EU und der
  USA (TTIP). Siehe S&G 20/16

hat linksautonome Aktivisten auf
den Plan gerufen. Sie hatten ge-
droht, die Versammlung massiv
zu stören. Daraufhin verzichtete
die AUNS, ihr Treffen in Bern
abzuhalten und war gezwungen
innert 14 Tagen einen neuen Ver-
anstaltungsort zu suchen. Ihrer
Verantwortung bewusst, wollte
die AUNS weder das Hotel Nati-
onal, die Passanten, die anreisen-
den Mitglieder noch die Ge-
schäfte in der Nachbarschaft in

Gefahr bringen. Die Berner
Stadtregierung und die Medien
haben aber ihre Verantwortung
nicht wahrgenommen. Die Re-
gierung, weil sie anscheinend
nicht willens ist, die Versamm-
lungs- und Meinungsäuβerungs-
freiheit zu garantieren. Die Me-
dien, weil sie anstatt die Gewalt-
androhung der Linksautonomen
zu verurteilen, lieber der AUNS
vorwerfen, mit der Einladung von
Frau Petry zu provozieren. [7]

jedoch abzuwenden, resp. wie-
der rückgängig zu machen,
braucht es das einstimmige Vo-
tum aller 28 EU-Staaten! Das
gibt der EU-Kommission fast un-
beschränkte Macht, beschneidet
das Veto der Einzelstaaten und
kommt einer scheindemokra-
tischen Diktatur gleich. [5]


